
Martin, Christian W.

Article

Leitartikel: Bundestagswahl unter neuen Vorzeichen

Wirtschaftsdienst

Suggested Citation: Martin, Christian W. (2025) : Leitartikel: Bundestagswahl unter neuen Vorzeichen,
Wirtschaftsdienst, ISSN 1613-978X, Sciendo, Warsaw, Vol. 105, Iss. 2, pp. 78-79,
https://doi.org/10.2478/wd-2025-0021

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/314820

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

  https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://doi.org/10.2478/wd-2025-0021%0A
https://hdl.handle.net/10419/314820
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


Wirtschaftsdienst 2025 | 2
78

Leitartikel

Prof. Dr. Christian Martin

Inhaber des Lehrstuhls 
für Vergleichende 

Politikwissenschaft an 
der Christian-Albrechts-

Universität zu Kiel.

@
 M

ic
ha

el
 A

llg
öw

er

Bundestagswahl unter neuen 
Vorzeichen

DOI: 10.2478/wd-2025-0021

Wirtschaftsdienst, 2025, 105(2), 78-79

JEL: K16, D72, C78

Die Neuwahlen zum Deutschen Bundestag finden unter besonderen Vorzeichen 
statt – erst zum vierten Mal in der Geschichte der Bundesrepublik (nach 1972, 1982 
und 2005) endet eine Legislaturperiode vorzeitig. Eine weitere Besonderheit: Die 
vorgezogenen Neuwahlen erfolgen nach einem geänderten Wahlrecht. Der künfti-
ge Bundestag wird nur noch aus 630 Abgeordneten bestehen und somit um rund 
15 % kleiner sein als der gegenwärtige. Die Abbildung von Stimmen auf Mandate wird 
im neuen Bundestag noch stärker proportional als bisher erfolgen, weil die Zahl der 
Sitze allein durch das Zweitstimmenergebnis bestimmt sein wird. Das Bundesver-
fassungsgericht hat im Sommer 2024 die Abschaffung der Grundmandatsklausel 
gekippt. So wird auch künftig eine Partei im Bundestag vertreten sein, die drei Di-
rektmandate erringt, auch wenn sie bundesweit weniger als 5 % der Zweitstimmen 
gewonnen hat. An der eigentlichen Neuerung, dass eine Pluralität im Wahlkreis nicht 
mehr zuverlässig mit einem Sitz im Bundestag belohnt wird, ändert die Intervention 
des Gerichts aber nichts.

Eine weitere Besonderheit ist die starke Polarisierung der parteipolitischen Positio-
nen im Wahlkampf. Zum ersten Mal seit zumindest 2005 erlebt Deutschland einen 
scharfen Lagerwahlkampf, in dem sich die Positionen nicht nur in der Gesellschafts-
politik (insbesondere mit Blick auf die Migration) unterscheiden, sondern auch in der 
Wirtschaftspolitik. Die Union fordert eine Beibehaltung der Schuldenbremse, die 
Absenkung von Unternehmenssteuern und einen Abbau bürokratischer Hemmnis-
se. Dagegen setzt sich die SPD für eine Reform der Schuldenbremse ein und hält 
an einer aktiven staatlichen Investitionspolitik fest. Ähnliche Positionen finden sich 
bei den Grünen, die zusätzlich einen Schwerpunkt auf klimafreundliche Investitionen 
legen und für eine Beibehaltung des Länderfinanzausgleichs eintreten. Die FDP plä-
diert für eine strikte Haushaltsdisziplin, Bürokratieabbau und eine Beibehaltung der 
Schuldenbremse. Die AfD schließlich stellt die enge Verflechtung Deutschlands in der 
Europäischen Union in Frage und befürwortet den Austritt aus dem Euro.

Große parteipolitische Unterschiede finden sich auch auf gesellschaftspolitischer 
Ebene. Hier hat nach den Mordanschlägen von Magdeburg und Aschaffenburg das 
Thema Migration zeitweise alle anderen Themen im Wahlkampf überlagert. Friedrich 
Merz hat mit seiner Ankündigung, im Falle eines Wahlsiegs Deutschlands Grenzen 
zu schließen und alle ausreisepflichtigen Personen in Abschiebehaft zu nehmen, die 
Inhalte der Debatte in ein Feld verschoben, das zuvor der AfD vorbehalten war. Mit 
seiner Entscheidung, mit Unterstützung der AfD im Bundestag einen Entschließungs-
antrag durchs Parlament zu bringen, hat Merz auch parteitaktisch Neuland betreten. 
Der Kanzlerkandidat von CDU und CSU hatte vorher und seitdem immer wieder be-
tont, nach der Wahl auf keinen Fall mit der AfD zusammenarbeiten zu wollen. Dies un-
terstreicht die schwierige strategische Situation, in der sich die Union befindet: Bünd-
nisse sind nur links von der Union möglich. Dies aber macht die Versuchung umso 
verlockender, mit einer möglichen Kooperation mit der AfD wenigstens zu drohen, 
um damit den Preis der linken Koalitionspartner zu senken. Freilich wäre die Union 
gut beraten, diese Überlegungen einen Schritt weiter zu denken: Wer mit der AfD ko-
operiert, begibt sich in ein Abhängigkeitsverhältnis von einer in Teilen rechtsextremen 
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Partei, weil ein solcher Schritt die Kooperationswilligkeit auf der Linken senkt. Mit 
jeder Annäherung an die AfD wächst diese Abhängigkeit. Aus dem strategischen Di-
lemma der Union gibt es zumindest in der gegenwärtigen Situation keinen Ausweg. 
Aus politikwissenschaftlicher Perspektive bleibt die Aktion von Merz auch inhaltlich 
fragwürdig. Die Wähler:innen entscheiden sich im Zweifelsfall lieber für das Original.

Mit Blick auf die nach der Wahl notwendige Koalitionsbildung sind dementsprechend 
schwierige Verhandlungen zu erwarten. Die meisten Umfragen gehen derzeit von 
zwei möglichen Regierungsmehrheiten aus: CDU/CSU mit SPD oder CDU/CSU mit 
den Grünen. In beiden Fällen dürfte am Ende der Verhandlungen eine Kanzlerschaft 
für Friedrich Merz stehen, für Olaf Scholz scheint die politische Karriere zumindest in 
Berlin beendet zu sein. Allerdings steht vor allen Personalfragen die Notwendigkeit 
einer inhaltlichen Einigung. Obwohl im Wahlkampf viel Porzellan zerschlagen wurde, 
besteht kein Zweifel daran, dass die Parteien der demokratischen Mitte eine stabile 
Regierungskoalition bilden werden. Das diktiert schon ihr jeweiliges Eigeninteresse. 
Deutschland ist – sollten die Umfragen das Wahlergebnis einigermaßen korrekt vor-
hersagen – weit von der Unregierbarkeit entfernt. Österreichische oder französische 
Verhältnisse sind für Europas größte Volkswirtschaft nicht zu erwarten.

Inhaltlich muss sich die neue Regierung (in welcher Konstellation auch immer) der 
anhaltenden Wachstumsschwäche des Landes annehmen. Sie muss die politisch in-
duzierte Unsicherheit beenden und Deutschland auf einen stabilen Wachstumspfad 
zurückführen. Praktisch alle Parteien einer breit verstandenen politischen Mitte sind 
sich einig, dass Regulierungen abgebaut und Genehmigungsverfahren beschleunigt 
werden müssen. Darüber hinaus herrscht wenig Einigkeit über die geeignete Wirt-
schaftspolitik. Die Union schreibt in ihrem Wahlprogramm ebenso griffig wie öko-
nomisch falsch: „Die Schulden von heute sind die Steuererhöhungen von morgen“. 
Die beiden potenziellen Koalitionspartner Bündnis 90/Die Grünen („Schuldenbremse 
reformieren“) und SPD („Schuldenregel im Grundgesetz reformieren“) sehen dies je-
weils anders. Sowohl SPD als auch die Grünen wollen einen „Deutschlandfonds“ auf-
legen, um Investitionen „in Deutschlands Zukunft“ (SPD) zu ermöglichen.

Wo die Positionen so weit auseinanderliegen, bieten sich Paketlösungen an, um Ver-
handlungsmasse zu schaffen. Politisch verantwortlich wäre es hier, die neben dem 
Klimawandel langfristig größte Herausforderung anzugehen, den demografischen 
Wandel und den sich aus ihm ergebenden Fragen zur Alterssicherung und zum Fach-
kräftemangel. Obwohl im Wahlkampf kaum thematisiert, wird die neue Regierung 
nicht um das Thema Rente herumkommen. 2023 betrug der Zuschuss des Bundes 
zur Rentenkasse über 112 Mrd. Euro – mehr als 23 % des gesamten Bundeshaus-
halts. In diesem Zusammenhang sollten auch die Zuwanderung und der Fachkräf-
temangel diskutiert werden. Schon 2024 wuchs die Bevölkerung in Deutschland nur 
aufgrund einer positiven Netto-Migrationsbilanz. Die Zahl der in Deutschland gebore-
nen Kinder lag dagegen unterhalb der Zahl der Verstorbenen.

Ein Reformpaket aus den Themen Zuwanderung, Schuldenbremse und Rente, ge-
paart mit Investitionen in die Transformation der deutschen Volkswirtschaft mit Blick 
auf Nachhaltigkeit, Innovation und Verteidigungsfähigkeit, böte den künftigen Koa-
litionspartnern die Gelegenheit zum Kompromiss auf vielen Dimensionen, sodass 
wechselseitig scheinbar unverrückbare Positionen aufgegeben werden können. Weil 
in anderen Politikfeldern etwas erreicht wird, schafft dies Manövrierfähigkeit auch ge-
genüber der jeweils eigenen Basis. Dass es sich dabei um ein maximal dickes Brett 
handelt, das hier zu bohren ist, steht außer Frage. Aus der Größe der Herausforde-
rungen folgt aber auch, wie dringend notwendig es ist, sie produktiv zu überwinden. 
Hierzu sind alle verantwortlichen Akteure in der Bundesrepublik aufgerufen.


